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Institutioneller Wandel als Antwort
auf die Ökologiekrise

in Industriegesellschaften

Christian Leipert

1. Einleitung: Überblick über den Gang der Argumentation

Im folgenden geht es um die Rolle von Institutionen im Zusammen-
hang mit der Verursachung und der Bewältigung der zeitgenössischen
Ökologieproblematik in Industriegesellschaften. In einem ersten Teil
werden einige Facetten des heute schon teilweise gefährlich zugespitz-
ten Konflikts zwischen Ökonomie und Ökologie behandelt. Das Fehlen
wirksamer negativer Rückkopplungsmechanismen des modernen öko-
nomischen Systems in seinem Verhältnis zum übergreifenden ökologi-
schen System der Erde wirft das Problem der Erarbeitung effizienter
wachstumskontrollierender institutioneller Arrangements in den Indu-
strieländern auf. Hierfür wird zunächst kurz auf die Rolle von Institu-
tionen/Regeln für menschliches Verhalten in sozialen Systemen einge-
gangen. Im weiteren wird von einem weiten Institutionsbegriff, der von
den kulturellen Tiefenstrukturen der Gesellschaft bis hin zu Vertrags-
und Organisationsregeln im privaten Sektor reicht, ausgegangen. Die
Unangepaßtheit des vorherrschenden institutionellen Regelwerks an die
neuen ökologischen Herausforderungen und der damit verbundene
Druck auf institutionelle Wandlungsprozesse zur Internalisierung öko-
logischer Imperative sind der Auslöser und Anstoß für vielfältige ökolo-
gisch motivierte Anpassungs- und Neugestaltungsvorgänge auf allen
Ebenen des institutionellen Regelwerks in diesen Ländern. Diesen ist -
in exemplarischer Beschränkung - ein weiterer Abschnitt gewidmet.

Was läßt sich nun aus institutionentheoretischer Sicht zu den ökono-
mischen Ursachen der Umweltproblematik im engeren Sinne sagen?
Welche institutionellen Rahmenbedingungen haben zugelassen, daß ne-
gative ökologische Externalitäten von einer Ausnahmeerscheinung zu



Wirtschaft und Gesellschaft 19. Jahrgang (1993), Heft 4

einem Massenphänomen in unserer Zeit geworden sind? Wie ist bei Ex-
ternalitätenproblemen die Beziehung zwischen Verursachern und Be-
troffenen institutionentheoretisch zu erfassen? Worin liegen die Ansatz-
punkte für einen institutionellen Wandel, der die Voraussetzung für die
Erreichung ökologischer Qualitätsziele und von mehr Kosten- und Ver-
teilungsgerechtigkeit schafft? Der Behandlung dieser Fragen sind die
abschließenden Abschnitte des vorliegenden Beitrags gewidmet.

2. Krisenhafte Zuspitzung des Verhältnisses zwischen Ökonomie und
Ökologie

Auf allen Ebenen natürlicher Ökosysteme - von der lokalen und re-
gionalen, über die nationale und kontinentale bis zur globalen Ebene-
mehren sich die Zeichen einer Überforderung der ökologischen Umge-
bungssysteme des Menschen durch die Schad- und Abfallstoffe, die per-
manent als Nebenprodukte menschlicher Wirtschaftstätigkeit in die
Umwelt gelangen und dort oft angereichert werden. Heute ist der Ein-
fluß des globalen ökonomischen Systems auf das ökologische System
unseres Erdballs so stark, daß die Stabilitätsvoraussetzungen des öko-
logischen Systems zerstört zu werden drohen. Dies wiederum kann
Rückwirkungen auf das ökonomische System haben, die die zukünf-
tigen Lebens- und Wirtschaftsbedingungen der Menschheit in Frage
stellen.

Welches ist die dieser Problemlage angemessene vor-analytische Vi-
sion (Schumpeter), die die Analyse dieser Problematik in der ökono-
mischen Theorie anleiten sollte? Es kann nicht mehr das Konzept eines
geschlossenen ökonomischen Modells sein, in dem alle Langfristfak-
toren ökonomischer Entwicklung wie Technologie, Präferenzen, Politik
und Recht und eben auch die Gegebenheiten der Natur in den Daten-
kranz verwiesen und als exogene Größen behandelt werden, mit denen
man sich nicht mehr befaßt. Die globale Dimension der heutigen Ökolo-
gieproblematik legt auch innerhalb der ökonomischen Wissenschaft
den Übergang auf eine neue Sichtweise nahe. Danach wäre das ökono-
mische System - ökologisch gesehen - als ein offenes Sub-System des
übergreifenden ökologischen Systems der Erde, das territorial begrenzt,
nicht-wachsend und materiell geschlossen ist (Daly), zu modellieren. Es
ist ein offenes, in Wechselbeziehungen zu seiner ökologischen Umwelt
stehendes System, das zur Sicherung seiner Lebens- und Entwicklungs-
fähigkeit auf den Import hochwertiger Energie und Materie sowie den
Export von niedrigwertigen Abfällen und Schadstoffen in die Umwelt
angewiesen ist. Diese Quellen und Senken sind jedoch weder in ihren
Liefermöglichkeiten noch in ihrer Aufnahmefähigkeit unbegrenzt. Sie
gehören zum nicht-wachsenden und materiell geschlossenen ökolo-
gischen System der Erde, das ausschließlich in seinem regelmäßigen
Bezug von Solarenergie und seiner Abstrahlung von Reflektionsenergie
einen offenen Charakter hat.
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Abbildung 1:
Positionierung des ökonomischen Systems aus ökologischer Sicht
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Zeigen sich Krisensymptome im Verhältnis zwischen bei den Syste-
men, so können die Funktionsbedingungen ökologischer Systeme nicht
an die Funktionsmechanismen des ökonomischen Systems angepaßt
werden. Die betroffenen Gesellschaften haben jedoch grundsätzlich die
Möglichkeit, die Funktionsbedingungen des ökonomischen Systems so
zu verändern, daß es sich besser in die Funktionsweise der übergreifen-
den ökologischen Systeme einpaßt. Sie müssen Mittel und Wege ersin-
nen, um den Eintrag von Schadstoffen zum Teil drastisch zu vermindern,
da sie auf die Funktionsfähigkeit der ökologischen Systeme der Erde an-
gewiesen sind.
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Die Realität der Naturschranke hat den Menschen wieder eingeholt.
Die Ökosphäre ist etwas absolut Einmaliges; der Mensch ist für sein Le-
ben auf ihre Intaktheit angewiesen. Sie weist jedoch bestimmte Tole-
ra~zgrenzen für Schadstoffe und andere Naturnutzungen auf. Sie ist im
Kern komplementär zu den Hervorbringungen des Menschen und nicht
substitutiv. Sie ist ein Gut, das der Mensch technisch nicht ersetzen
kann, das also nicht durch mehr menschengemachtes Kapital substitu-
iert werden kann. Summa summarum: Die Alternative, die ihm ange-
sichts der existenzgefährdenden Überschreitung ökologischer Grenzen
der Tragfähigkeit von Umweltmedien bleibt, ist die der Umorganisation
von Produktion und Konsumtion, der Erfindung neuer Regeln des Wirt-
schaftens, die besser mit den ökologischen Funktionsbedingungen abge-
stimmt sind.

3. Die Erweiterung des gesellschaftlichen Zielkatalogs um eine
ökologische Zielkomponente

Mit der Konzeption der Ökonomie als offenes Subsystem des ökologi-
schen Systems kann es nicht mehr - wie im alten Modell des geschlosse-
nen ökonomischen Systems - ausschließlich Ziele geben, die die Stabi-
litäts- und Reproduktionsbedingungen von Wirtschaft und Gesellschaft
im engeren (naturabgekoppelten) Sinne im Auge haben. Allem anderen
muß ein übergreifendes Ziel vorangehen, das der Interdependenz von
Ökonomie und Ökologie sowie der hierarchisch abhängigen Stellung der
Ökonomie in diesem Interdependenzverhältnis Rechnung trägt. Dieses
muß die langfristige Entwicklungsfähigkeit und -möglichkeit des öko-
nomischen Systems in ökologischer Perspektive in den Blick nehmen.
Der Zielbegriff, der darauf gemünzt ist, ist heute in aller Munde: die
ökologische Nachhaltigkeit der ökonomisch-gesellschaftlichen Ent-
wicklung als langfristige Orientierungsmarke der gesellschaftlichen Ak-
teure (1).

Daly zufolge kann man die damit verbundenen Aufgaben grob drei
Bereichen zuordnen (2). Es geht um die Sicherung der Produktions-,
Wachstums- und Entwicklungspotentiale regenerierbarer Ressourcen, es
geht um die Sicherung der Assimilationskapazität der lebenserhalten-
den Ökosystempotentiale und es geht um die größtmögliche Einsparung
von erschöpflichen Ressourcen.

Die Überforderung der Assimilationskapazität der Umweltmedien für
Schad- und Abfallstoffe mit ihren daraus resultierenden negativen Kon-
sequenzen für Mensch und Natur ist heute in den Industrieländern der
nördlichen Hemisphäre das vielleicht dringlichste Umweltproblem. Es
ist ursächlich eng verknüpft mit dem enormen Wachstum des Ver-
brauchs an fossilen Energiequellen und mineralischen Rohstoffen, das in
den letzten fünfzig Jahren weltweit, aber insbesondere in den Industrie-
ländern zu beobachten war. Diese verbrauchen pro Kopf der Bevölke-
rung zwischen dem Acht- und Dreißigfachen dessen an Energie und
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Rohstoffen, was ein Bewohner eines Entwicklungslandes im Durch-
schnitt verbraucht.

Nun weist das ökologische System der Erde nur eine begrenzte Trag-
und Aufnahmefähigkeit für Rückstände und Reststoffe (im Sinne der
Fähigkeit, diese Stoffe abzubauen und sie in die Stoffkreisläufe der Er-
de wieder zurückzuführen) aus der Produktion und Konsumtion der
menschlichen Gesellschaften auf. Dies gilt für Stoffe, die die Natur
kennt (wie CO2 oder Phosphat, Stickstoff und Schwermetalle), aber
nicht in den heute eingeleiteten Mengen verarbeiten kann, aber beson-
ders für Stoffe, die die Natur nicht kennt und die die ökologischen Sy-
steme nicht oder nur in für menschliche Begriffe sehr langen Zeiträumen
abbauen können (insbesondere die synthetisch hergestellten chemischen
Substanzen wie die chlorierten Kohlenwasserstoffe).

4. Die Bedeutung negativer Rückkopplungsmechanismen für die
Stabilität lebender Systeme

Was fehlt dem modernen ökonomischen System, das offensichtlich das
ökologische System besitzt? Dieses ist ja bekanntlich nach den Worten
von F Vester jene Firma, die seit Jahrmillionen nicht pleite gegangen ist.
Dieses einzigartige Faktum ist gerade heute ein starker Anreiz, der Na-
tur ihre Funktionsgesetze "abzulauschen" und sie - ohne in einen
falschen Naturalismus zu verfallen - bei der Erfindung neuer Regeln ei-
nes ökologisch besser abgestimmten Miteinanders von Ökonomie und
Ökologie zu bedenken.

Die Stabilität ökologischer Systeme gründet sich auf das Vorhanden-
sein einer richtigen Mischung positiver und negativer Rückkopplungs-
mechanismen (3). Positive Rückkopplungsmechanismen wirken in einem
System als Verstärker eines Prozesses (oder einer Entwicklung). Bis zu
einem bestimmten Ausmaß sind sie in natürlichen und sozialen Syste-
men absolut notwendig zur Generierung, Aufrechterhaltung und Be-
schleunigung von überlebenswichtigen Wachstumsprozessen auf der Mi-
kroebene. Erst wenn sie zu einer Dauererscheinung werden, offenbaren
sie ihre Destabilisierungspotentiale. Beispiele bilden das exponentielle
Wachstum (4) einer Systemvariable, z. B. das demographische Wachstum
einer Art oder - im ökonomischen Kontext - das exponentielle Wachs-
tum von Kapital, Zins und Zinseszins.

Negative Rückkopplungsmechanismen wirken dagegen in einem Sy-
stem als Ausgleichskräfte. Sie arbeiten Abweichungen entgegen, die
durch die kumulativen Wirkungen positiver Rückkopplungsschleifen
zustandekommen können. Ohne das Vorhandensein negativer Rück-
kopplungsprozesse kann ein System keine dauerhaften Stabilitätseigen-
schaften ausbilden. Positive Rückkopplungsprozesse sind eine starke
und wichtige Wachstumskraft. Ohne Vorhandensein negativer Rück-
kopplungsmechanismen können die Wachstumsprozesse jedoch unkon-
trollierbar und damit systemgefährdend werden. Das Wechselspiel zwi:'"
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schen positiven und negativen Rückkopplungsprozessen entspricht dem
Wechselspiel zwischen Checks and Balances, Kraft und Gegenkraft, das
sich im Idealfall zu einem Ausgleich der widerstreitenden Kräfte hinbe-
wegt.

Negative Rückkopplungsmechanismen stellen wachstumskontrollie-
rende Regelkräfte dar, über die die ökologischen Systeme auf der Sy-
stemebene verfügen. Dagegen fehlen dem ökonomischen System offen-
sichtlich im Verhältnis zur umgebenden Natur die negativen Rückkopp-
lungsmechanismen, die die in Gang befindlichen wirtschaftlichen
Wachstumsprozesse konterkarieren, kontrollieren und mit den Möglich-
keiten der Tragfähigkeit der ökologischen Systeme in Übereinstimmung
bringen. Ökologische Probleme sind u. a. deshalb heute akut, weil wir
ein permanent wachsendes ökonomisches Sub-System innerhalb eines
insgesamt räumlich begrenzten, nicht-wachsenden und materiell ge-
schlossenen Ökosystems der Erde haben. Im Hinblick auf den Wachs-
tumsaspekt ist der zentrale zeitgenössische ökologische Konflikt jener
zwischen einer begrenzten Trag- und Aufnahmefähigkeit ökologischer
Ressourcen für menschliche Eingriffe und der permanent steigenden an-
thropogenen Beanspruchung ökologischer Systeme durch inhärent kei-
nen Begrenzungen unterliegende ökonomische Wachstumsprozesse.

5. Die Bedeutung von Institutionen für die Steuerung von
menschlichem Verhalten

Eben war das Wort von den "wachstumskontrollierenden Regelkräf-
ten" gefallen. Man kann für Regel auch Institution sagen, und schon sind
wir bei der Institutionenfrage, die sich im Zusammenhang mit der Not-
wendigkeit einer Veränderung der ökonomischen Verhaltensmuster
stellt - Verhaltensmuster, die in die heutige Ökologiekrise hineingeführt
haben und sich damit als nicht zukunftsfähig (ökologisch überlebens-
fähig) erwiesen haben.

Unter Institutionen sollen soziale Regeln verstanden werden, die zu
stabilisierten Verhaltensmustern in einem sozialen System führen. Insti-
tutionen betreffen die soziale, die interaktive Dimension menschlichen
Lebens. Soziale Regeln entstehen, weil sie soziales Zusammenleben
enorm erleichtern, letztlich dauerhaft erst ermöglichen. Sie erlauben die
Koordinierung individueller Handlungsabsichten zu sozial abgestimm-
ten Handlungsabläufen. Sie vermindern die individuelle Zukunftsun-
gewißheit dadurch, daß sie wechselseitig gesicherte Verhaltenserwartun-
gen schaffen.

Hier wird ein weiterer Institutionenbegriff gewählt. Dieser beginnt
schon bei den kulturellen Tiefenstrukturen einer Gesellschaft/Wirt-
schaft. Es gibt sozial typische Denk- und Wahrnehmungsgewohnheiten.
Religiöse Vorstellungen (Gebote und Verbote), Weltanschauungen, Ideo-
logien, Ideen und Wertvorstellungen sind kulturell und historisch ge-
bunden. Ideologien, Weltanschauungen und Wertideen stellen ein sozia-
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les Raster bereit, innerhalb dessen die Gesellschaftsmitglieder (bzw. ent-
sprechend abgegrenzte Sub-Gruppen) wie selbstverständlich miteinan-
der kommunizieren und zu Übereinstimmungen der Welt deutung gel an-
gen können.

Tabelle 1:

Ebenen des institutionellen
Regelwerks der Gesellschaft: Die ökologische Dimension:

Religiöse Vorstellungen, Welt-
bilder, Ideologien, Denkgewohn-
heiten, Wertorientierungen

moralische und soziale Normen;
ethischer Diskurs; Sitten und
Gebräuche; Konventionen

Politische Regeln:
Konstitutionelle Ebene: Regeln
der Verfassung

Post-konstitutionelle Ebene:
legislative Körperschaften:
Verabschiedung von Gesetzen
und Gesetzesnovellierungen

Exekutive und Verwaltung:
Verordnungen und Einzelfall-
entscheidungen

Privat vereinbarte Regeln:
- Vertragsregeln zwischen
mindestens zwei privaten
Akteuren

- Organisations- und Pro-
duktionsregeln in Korporatio-
nen (Unternehmen, Verbände)

der Mensch als Treuhänder Gottes,
der die Schöpfung bewahrt; ökozen-
trisches Weltbild; neue Bescheiden-
heit; weniger kann mehr sein

ökologische Ethik; Prinzip Verant-
wortung; neues Umweltverhalten
im Alltag

Ökologisierung der Verfassungs-
ordnung; neues Staatsziel "Um-
weltschutz"; Ökologiepflichtigkeit
des Privateigentums/ökologische
Beschränkung der Verfügungsrechte

Umweltschutzgesetze, z. B. Immis-
sionsschutzgesetz, Wasserabgaben-
gesetz, Wasserhaushaltsgesetz

Verordnungen zur neuen TA Luft
des novellierten Immissionsschutz-
gesetzes, Genehmigungen von um-
weltrelevanten Anlagen

Verträge über ökologische Quali-
tätsmerkmale von Produkten und
Einsa tz stoffen

neues Unternehmensleitbild; öko-
logische Grundsätze der Unter-
nehmenspolitik; ökologische An-
reicherung von Tarifverträgen
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Eine weitere wichtige Ebene institutioneller Faktoren einer Gesell-
schaft ist jene von Normen, von moralischen, sozialen und politischen
Normen. Hier handelt es sich um verhaltenslenkende Gebote und Verbo-
te, die kulturell als (Volks-)Sitten und Gebräuche, als ethisch-religiöse
Normen und politische Grundsätze und Vorschriften entstanden sind.
Moralische und soziale Normen sind nicht mit der Sanktionsmacht des
Staates bewehrt. Ihre verhaltensregulierende Macht erhalten sie durch
die Verinnerlichung dieser Gebote und Verbote oder über informelle
Kontrollmechanismen durch wechselseitige Beobachtung und Bewer-
tung des individuellen Verhaltens.

Mit formellen Sanktionsmöglichkeiten ist dann erst die staatliche
Ebene von Regeln, Vorschriften, Gesetzen und Verordnungen ausgestat-
tet. Hier sind sämtliche Regeln, die im Verfassungs-, Staats- und Ver-
waltungs-, Straf- und Privatrecht niedergelegt sind, angesprochen. Man
kann bei den staatlich gesetzten Regeln die konstitutionelle von der
post-konstitutionellen Ebene unterscheiden. Auf der konstitutionellen
Ebene werden die grundlegenden Verfassungsregeln einer Gesellschaft
festgelegt. Diese reichen von den Grundrechten der Person über die Be-
stimmung der grundlegenden Staatsziele bis hin zu den fundamentalen
Bestimmungen über das politische System und dessen Funktionsweise.

Die Verfassung legitimiert und garantiert beispielsweise das Privatei-
gentum an Sachen, die rechtliche Basis der für die Ökonomie zentralen
Eigentums- und Verfügungsrechte. Unter Eigentumsrechten werden die
Handlungs- und Verfügungsrechte verstanden, die aus dem Eigentum
einer Sache oder eines Rechtes fließen (5). Eigentumsrechte an Gütern
sind in einer Welt knapper Güter umstritten. Der Staat ist zu jener
Basisinstitution der Gesellschaft geworden, die über das Monopol ver-
fügt, rechtlich verbindliche Entscheidungen über die Verteilung und die
Spezifikation von Eigentumsrechten über wirtschaftliche Ressourcen
und deren Veränderung zu treffen.

Auf der post-konstitutionellen Ebene, d. h. der üblichen Gesetzes- und
Verordnungsebene des Staates, kann es dann zu laufenden Spezifizie-
rungen, Eingrenzungen und Erweiterungen der Eigentums- und Verfü-
gungsrechte für die jeweils involvierten Sozialgruppen kommen. Dies
ist der Gegenstand der laufenden legislativen Arbeit der Parlamente.
Die Verfassungsgrundsätze sind mehr oder weniger sakrosankt. Ein ho-
hes Maß an Flexibilität und Anpassungsfähigkeit zeigen dagegen die
heutigen politischen Systeme der parlamentarischen Demokratie auf der
post- konstitutionellen Ebene. Neue Anstöße aus der Gesellschaft kön-
nen neue Gesetze bzw. Gesetzesnovellierungen anregen, mittels derer
das staatliche Regelwerk an neue Problem- und Machtlagen adjustiert
wird.

Im vor-staatlichen, privaten Bereich ist die institutionelle Ebene der
Vertragsregeln angesiedelt. Private Akteure können sich im Rahmen der
staatlich garantierten Vertragsfreiheit - allerdings selbstredend unter
Einhaltung der Gesetze - durch privat geschlossene Verträge auf (Ver-
trags-)Regeln, die die Vertragspartner in der Abwicklung der wechsel-
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seitig übernommenen Verpflichtungen binden, einigen. Dabei kann es
sich um die Gründung oder Veränderung einer Korporation, z. B. einer
Unternehmung, eines Verbandes oder eines Vereins (Einigung auf Orga-
nisationsregeln) oder um einen Vertrag zwischen zwei oder mehr Partei-
en, die sich jeweils zur Erfüllung bestimmter Leistungen verpflichten
(Austauschregeln), handeln. Die Bindungskraft von Vertragsregeln wird
nicht nur durch den wechselseitigen Vorteil der Vertragspartner bei ihrer
Einhaltung genährt, entscheidend gestärkt wird sie durch die Andro-
hung staatlich durchgesetzter Sanktionen bei Vertragsverletzungen im
Rahmen des Rechts der unerlaubten Handlung.

6. Die Unangepaßtheit unseres institutionellen Regelwerks an die
neuen ökologischen Herausforderungen

Die Suche nach institutionellen Antworten auf die heutige Ökologie-
krise kann sich nicht auf die Ebene einer Veränderung ökonomischer
Verhaltensregeln beschränken. Die Krise der Natur ist eine Herausfor-
derung für unser gesamtes kulturelles Selbstverständnis. Wie kann un-
sere Kultur, die sich auf Kollisionskurs mit der überlebensnotwendigen
Ökologie der Erde befindet, zu einem neuen Verhältnis mit ihren ökolo-
gischen Umgebungsbedingungen gelangen, das die ökologische Nach-
haltigkeit ihres zukünftigen Entwicklungspfades sicherstellt?

"Grenzen " waren in der abendländischen Kultur der Moderne ein
Fremdwort. Was in Zukunft gefordert ist, ist jedoch eine Wirtschaft, die
sich in den Grenzen der ökologischen Überlebenspotentiale einrichtet
und entwickelt. Gefordert ist eine Kultur der Begrenzung. Die damit
verbundenen Aufgaben implizieren eine Infragestellung der Grundfe-
sten des Regelwerks unserer Gesellschaft. Sie betreffen alle Ebenen ihrer
institutionellen Strukturen, die kulturellen Wertorientierungen, die
herrschenden Weltanschauungen und Ideologien, die Identitätsvorstel-
lungen des modernen Menschen bis hin zu den Sitten und Gebräuchen,
den moralischen Normen und den rechtlichen und politischen Regeln,
die das soziale und ökonomische Leben regulieren.

7. Wandlungsprozesse auf allen Ebenen des institutionellen Regelwerks
der Gesellschaft

Wandlungsprozesse sind auf allen Ebenen des institutionellen Regel-
werks der Gesellschaft im Gang (vgl. Übersicht 1). Die Kritik des Frei-
heitsverständnisses des Menschen, wie es sich im Zeitalter der Moderne
entwickelt hat, und der Versuch einer zukunftsfähigen Neuinterpretati-
on könnten als der rote Faden gesehen werden, der die unzähligen An-
stöße zu ökologischen Wandlungsprozessen in der Gesellschaft verbin-
det.
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Es gibt Ansätze zu einem neuen christlichen Religionsverständnis, das
von dem tradierten Bild des Menschen als der Krone der Schöpfung Ab-
schied nimmt. Heute dringen christliche Interpretationen einer verant-
worteten Freiheit vor. Die besondere Stellung des Menschen in der Natur
verpflichte ihn dazu, Verantwortung für das Ganze der Natur zu über-
nehmen. Der Mensch müsse sich heute als Treuhänder Gottes auf Erden
verstehen, der die Schöpfung bewahrt und sich ihrer auf eine Weise be-
dient, daß er sie in einem kultivierteren Zustand, als er sie übernommen
hat, an die zukünftigen Generationen weitergeben kann.

Gekoppelt mit der Diskussion um eine Neuinterpretation wichtiger
biblischer Aussagen vor dem Hintergrund der ökologischen Überforde-
rungskrise, teilweise aber auch unabhängig davon, sind moralische und
soziale Normen in den Industrieländern des Nordens in Bewegung gera-
ten. Dies äußert sich in dem Beginn der Ausbildung ökologisch angerei-
cherter Regelkreise im Alltagsleben der Menschen. Die Erfüllung ökolo-
gischer Anforderungen im Privat- und Berufsleben wird immer mehr zu
einem Teil des (auch) ins soziale Umfeld ausgestrahlten Selbstbildes der
Individuen und zu einer Dimension der alltäglichen Sitten und Gebräu-
che. Natürlich ist die ökologische Anpassung der sozialen Sitten und Ge-
bräuche eher in sozial überschaubaren Kontexten als in sozial anony-
men Verhältnissen, wie sie in Großstädten vorherrschen, zu erwarten.

Auch der moralisch-ethische Diskurs hat seit Mitte der siebziger Jah-
re die ökologische Dimension aufgenommen. Insbesondere hier findet
die philosophische Debatte um einen Freiheitsbegriff des Menschen
statt, der auf der Höhe der ökologisch bedrohten Zeit ist. Vom ungezü-
gelten Freiheitsbegriff des Wirtschaftsliberalismus des 19. Jahrhunderts
war man schon durch die soziale Krise, in die dieses von den sozialen
Konsequenzen des HandeIns absehende Freiheitsverständnis geführt
hatte, abgekommen. Der sozial gebändigte Kapitalismus, der aus den so-
zialen Kämpfen zwischen Arbeit und Kapital in der ersten Hälfte unse-
res Jahrhunderts hervorging, war das Ergebnis einer Weiterentwicklung
der Gesellschaft zu einem substantiellen, die sozialen Voraussetzungen
seiner Verwirklichung reflektierenden Freiheitsverständnis.

Die Ökologiekrise hat nun auch die Grenzen eines sozial aufgeklärten
Freiheitsverständnisses offenbart. Die Ausübung der verfassungsmäßig
garantierten Freiheiten hat zu einer Krise der Natur, die sich u. a. im be-
schleunigten Tempo der Ausrottung von Tier- und Pflanzenarten und
von zum Teil einzigartigen Biotopen und Landschaften äußert, und da-
mit gleichzeitig zu einer Beschneidung von Freiheits- und Lebensrech-
ten zukünftiger Generationen geführt. Auf der Tagesordnung steht nach
der sozialen eine ökologische (und intergenerationelle) Qualifizierung
unseres Freiheitsverständnisses.

Welchen gesellschaftlichen Wert hat eine Freiheitsidee, deren soziale
Manifestation die ökologischen Lebensbedingungen der Menschen aufs
Spiel setzt? Eben war gesagt worden, daß ein gesellschaftlich produkti-
ves Freiheitsverständnis nur als sozial verantwortete Ausübung der in-
dividuellen Freiheit zu denken sei. Im sozialen Kontext ist also ein

550



19. Jahrgang (1993), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft

ethisch rechtfertigbarer Freiheitsbegriff nur in der Koppelung mit der
Verantwortbarkeit der Handlungsfolgen vorstellbar. Diese Verantwor-
tungsdimension eines sozial tragfähigen Freiheitsbegriffs ist nunmehr
im Zeitalter der Ökologiekrise auch auf die Handlungskonsequenzen ge-
genüber dem ökologischen System und dessen Lebens- und Regenerati-
onsfähigkeit auszudehnen. Das Prinzip Verantwortung (H. Jonas), das
schon den Weg von einer Individualethik zu einer Sozialethik geebnet
hat, steht wieder Pate bei dem nunmehr anstehenden Übergang von der
Sozial- zur ökologischen Ethik. Es geht hier um eine Erweiterung des
Verantwortungsfeldes des individuellen HandeIns, die den ethischen An-
forderungen der Zeit entspricht. In ihr sind sämtliche Errungenschaften
der ethischen Zivilisierung, derer sich die modernen Gesellschaften in
den vergangenen Jahrhunderten versichert haben, aufgehoben.

In der politischen Debatte um eine Ökologisierung der staatlichen Ver-
jassungsordnung geht es um die Erweiterung der Ziele (Pflichten) des
Staates und um eine daraus sich ergebende Neubestimmung der indivi-
duellen Grundrechte. Der Staat ist jene gesellschaftliche Instanz, die für
die Sicherung des sozialen Friedens unter den Bürgern und für die Sta-
bilität der Gesellschaft zuständig ist. Die ungewollt Realität gewordene
Ökologiekrise ist eine aktuelle Bedrohung der langfristigen gesellschaft-
lichen Stabilität und ruft von daher den Staat auf den Plan. Die Auf-
rechterhaltung der gesellschaftlichen Stabilität impliziert nunmehr
auch die Sicherung der ökologischen Stabilität und damit der langfristi-
gen ökologischen Lebens- und Entwicklungsbedingungen der Gesell-
schaft.

Die Diskussion um die Hereinnahme eines neuen Staats ziels Umwelt-
schutz in die Verfassung hält nun schon lange an. Es ist auch jetzt, wo im
Zusammenhang mit der Erarbeitung einer neuen Verfassung für das
wiedervereinigte Deutschland die Chance hierzu besteht, noch unsicher,
ob es zur Einbeziehung eines ökologischen Staatsziels, das die Intaktheit
der ökologischen Lebensbedingungen des Menschen unter den Schutz
des Staates stellt, kommen wird (6). Die Gegner einer solchen ökologi-
schen Qualifizierung unserer Verfassung befürchten nicht zu Unrecht,
daß ein Staatsziel in der Verfassung die noch vorhandenen, aus der Ver-
gangenheit herrührenden Vorrechte zur kostenlosen bzw. zu billigen
Umweltnutzung und Umweltverschmutzung delegitimieren und die
Rechte der Bürger auf Naturerhalt und Abwehr von Umweltbelastungen
stärken würde. Dies heißt jedoch nicht, daß jeder Eingriff in die Natur,
der mit einem Verlust an lokalen Ökosystemen und ökologischen Funk-
tionen verbunden ist, gegen die Verfassung verstößt. Der Verfassungs-
auftrag wäre sinnvollerweise dahingehend zu interpretieren, ein soziales
Regelwerk zu entwickeln, dessen Befolgung sicherstellt, daß die grund-
legenden Stabilitäts- und Regenerationspotentlale der Ökologie erhal-
ten bleiben.

Im Zuge einer ökologischen Erweiterung der Staatszielbestimmungen
würde sich der Verfassungsstaat nicht mehr nur als Rechts- und Sozial-
staat verstehen. Es würden dann auch Umrisse eines Öko-oder Umwelt-
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staates sichtbar. Der Übergang vom Rechts- zum Sozialstaat läßt sich im
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland u. a. an dem Gebot der
Sozialpflichtigkeit des Privateigentums in Art. 14 festmachen. Es heißt
dort: Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.
Ökonomisch gesprochen ist mit dem Verfassungsgebot gemäß Art. 14 ei-
ne Einschränkung der legitimen Verfügungsrechte des Eigentümers ver-
bunden. Mit der Sozialpflichtigkeit des Privateigentums ist ein erster
Schritt zu einer Wiederanbindung des entgrenzten ökonomischen Frei-
heitsverständnisses an übergreifende, generell gültige soziale Normen
des gesellschaftlichen und politischen Umgebungs systems gemacht wor-
den.

Die Weiterentwicklung des Sozialstaates zu einem auch ökologischen
Basiszielen verpflichteten Staat könnte sich nun ebenfalls u. a. in einer
Erweiterung des Pflichtenheftes der Inhaber und Verfügungsberechtig-
ten von Privateigentum niederschlagen - im Sinne einer Ökologiepflich-
tigkeit des Privateigentums. Auch hier würde sich eine Konkretisierung
dieses Ökologiegebotes in einer Veränderung und Neuspezifizierung der
Verfügungsrechte des Eigentums zeigen. Auf die Rolle der Verfügungs-
rechte bei der Entstehung und politischen Beeinflussung von Umwelt-
problemen (ökonomisch genauer: von negativen externen Effekten des
Wirtschaftens) komme ich gleich zurück.

Ist die Verfassungs diskussion im Hinblick auf eventuelle Anpassungs-
notwendigkeiten vor dem Hintergrund der Ökologiekrise erst in den
achtziger Jahren und zum Teil sehr zäh in Gang gekommen, so ist die
post-konstitutionelle Ebene der staatlichen Normensetzungstätigkeit
seit Anbeginn der Umweltdiskussion - also seit der Wende von den sech-
ziger zu den siebziger Jahren - aktiv. Es hat eine Fülle von Gesetzen, Ver-
ordnungen und Gesetzesnovellierungen gegeben. Diese weisen jedoch ei-
ne Schlagseite zum nachsorgenden, symptomkurierenden Umweltschutz
auf, dessen Grenzen immer sichtbarer geworden sind (Verlagerung der
Probleme in andere Umweltmedien, andere Regionen und in die Zu-
kunft). Sie haben weniger Vermeidung und ökologische Umstellung in-
duziert als Rückhaltung, Komprimierung und Entsorgung von Schad-
und Abfallstoffen (7). Hier kommt es also darauf an, die staatlichen Ein-
flußmöglichkeiten von der Nachsorge weg hin zur Vorsorge und zur
Schaffung anreizkompatibler institutioneller Arrangements auszurich-
ten, die das Interesse der ökonomischen Akteure an der beschleunigten
Entwicklung von energie- und rohstoffsparenden sowie umweltentla-
stenden Technologien, Produkten und Systemlösungen und ihrem Ein-
satz in ökologisch intelligenter organisierten Produktions- und Konsum-
prozessen wecken und stärken.

Daß ökologische Innovationen auch ohne staatliche Anstöße zustande-
kommen, zeigt ein Blick auf die nicht-staatliche Ebene privater Abma-
chungen. Ökologische Neuerungen können sowohl über neue Vertragsre-
geln, die zwischen privaten Parteien vereinbart werden, als auch über
neue Organisations- und Produktionsregeln in Korporationen Wirklich-
keit werden. Zwei Unternehmen - Lieferanten und Abnehmer - können
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sich auf ökologische Qualitätsmerkmale der Lieferung einigen. Hierbei
kann es sich z. B. um den Kauf von Textilrohstoffen, die möglichst frei
von Rückständen sein sollen, oder um die Bestellung von sortenreinen
recyclingfähigen Kunststoffen handeln.

Bestimmte Produzenten können mit der Garantie ökologisch relevan-
ter Qualitätsnormen gegenüber dem Handel werben und dort bei ökolo-
gischen Vorreitern auf besonderes Interesse stoßen. Diese können etwa
ihr besonderes ökologisches Interesse durch eine entsprechende Verän-
derung der internen Organisationsregeln, denen man auch ein neu for-
muliertes Leitbild des Unternehmens bzw. neue Grundsätze der Unter-
nehmenspolitik zurechnen kann, dokumentieren. Selbstverständlich
kann das Instrument der Vertragsregeln auch zu einer ökologischen An-
reicherung von Tarifverträgen zwischen Arbeitgebern und Gewerk-
schaften durch Abmachungen hinsichtlich ökologisch relevanter Rechte
und Pflichten beider Parteien genutzt werden.

8. Ökonomische Ursachen der Umweltproblematik -
institutionen -theoretisch betrachtet

Im folgenden soll näher auf die ökonomischen Ursachen von und Ab-
hilfemöglichkeiten für Umweltprobleme(n) - und zwar aus dem Blick-
winkel der Institutionentheorie - eingegangen werden. Hierfür ist
zunächst nach den zentralen Erklärungsmustern der ökonomischen
Theorie für dieses Phänomen zur fragen. Dies lassen sich an den Kon-
zepten der negativen Externalitäten wirtschaftlicher Aktivitäten und
des Gefangenendilemmas (des Entscheidungsdilemmas bei der Nutzung
von Kollektivgütern) festmachen.

Negative externe Effekte äußern sich als negative Einwirkungen eines
oder mehrerer Akteure auf die Produktionskosten und die Wohlfahrts-
positionen Dritter, die durch technologische Nebenwirkungen (8) ökono-
mischer Aktivitäten zustandekommen. Bei den (technologischen) negati-
ven Externalitäten handelt es sich also um ökologische Zusatz- (oder
Folge-)Kosten, die nicht über den Markt, sondern ohne Vertrag und ohne
Einwilligung, also ungefragt und oft anonym bei Dritten wirksam wer-
den, und zwar über den ökologischen Interdependenzzusammenhang
der Natur, in dem alle Akteure stehen.

Bei negativen Externalitäten wirtschaftlicher Aktivitäten handelt es
sich im Kern um eine Zwei-Parteien-Beziehung, in der die externalisie-
rende Partei durch Kostenabwälzung auf Dritte zu Lasten der Partei der
Geschädigten profitiert. Fälle des Entscheidungsdilemmas bei Kollek-
tivgütern thematisieren dagegen weniger primär Verteilungskonflikte
zwischen Kostenexternalisierern und von ungewollten Schädigungen
Betroffenen als vielmehr die Kluft von individueller Rationalität und
kollektiver Irrationalität in Situationen, in denen Akteure ein gemeinsa-
mes Gut nutzen. Güter und Leistungen der Natur, die für den Menschen
lebenswichtig oder einfach angenehm sind, sind oft - ökonomisch gese-
hen - öffentliche Güter, die gemeinsam genutzt werden (müssen).

553



Wirtschaft und Gesellschaft 19. Jahrgang (1993), Heft 4

Dies kann ein gemeinsamer Fischgrund sein, der von allen interessier-
ten Fischern genutzt, durch kollektiv ungeregeltes, individuell ertrags-
maximierendes Fischen überfischt und damit für zukünftige Nutzungen
vernichtet wird. Dies kann die Situation der Autofahrer sein, die alle
mehr oder weniger kostensparend die Luft als (kollektive) Senke für die
Autoabgase nutzen und sich dadurch das öffentliche Übel des Waldster-
bens, anderer Vegetationsschäden sowie von Gesundheitsschäden in den
immissionsbelasteten Stadtregionen einhandeln. Dies kann aber auch
die globale klimatische Stabilität als unteilbare Leistung des terrestri-
schen Ökosystems sein, die durch den kurzfristig individuell rational er-
scheinenden Verbrauch billiger Energie und der mit ihm verbundenen
Freisetzung klimawirksamer Gase unter Umständen irreversibel beein-
trächtigt wird. Akteure, die in ein kollektives Dilemma verwickelt sind,
sind sowohl Profiteure des eng eigennützigen Verhaltens als auch Opfer
der kollektiven Selbstschädigung. Individueller Nutzen und kollektiver
Verlust für alle fallen jedoch zeitlich meistens auseinander.

Externalitätenprobleme und Fälle des kollektiven Dilemmas sind fak-
tisch oft miteinander verwoben. Auch wenn grundsätzlich eine Situati-
on eines Entscheidungsdilemmas bei Kollektivgütern vorliegen mag, in
der einem kurzsichtig wohlstandsmaximierenden Handeln individueller
Akteure die kollektive Selbstschädigung "auf dem Fuße" folgt, wird die-
ser Widerspruch zwischen Mikro- und Makroebene der Gesellschaft oft
durch relative Verteilungsgewinne und -verluste überlagert. Betrachten
wir hier die Situation von Energieproduzenten und -konsumenten
(Energiewirtschaft, private Haushalte, Verkehr, Industrie), so lassen sich
leicht die Grundzüge eines kollektiven Dilemmas der kurzfristigen Ko-
steneinsparer und der mittel- und langfristig sich selbst schädigenden
Betroffenen von Wald-, Vegetations- und Gesundheitsschäden erkennen.
Auch wenn alle Beteiligten Verursacher und Betroffene sind, so gibt es
doch gleichzeitig auch relative Gewinner und Verlierer. Kostenexterna-
lisierungen der großen Energiebetriebe und der großen Energieverbrau-
cher (inkl. von Autofahrern, die viel, schnell und große Wagen fahren)
machen diese Akteure zu relativen Gewinnern, auch wenn sie selbst
natürlich an die Kehrseite des kollektiven Dilemmas, die kollektive
Selbstschädigung, gebunden bleiben und der relative Gewinn wertlos
wird, wenn sich die kollektiven Schäden als existentiell erweisen.

9. Ökologische Externalitäten:
Von einer Ausnahmeerscheinung zum Massenphänomen

Negative Externalitäten des Wirtschaftsprozesses sind heute ubi-
quitär. Worin liegen die Ursachen für den Übergang, die die negativen
Externalitäten von einer Ausnahme- zu einer Massenerscheinung in den
heutigen Industrieländern gemacht haben? Wir haben davon auszuge-
hen, daß sich das institutionelle Rahmenwerk, das die ökonomische In-
anspruchnahme der Umweltleistungen regelt, in den letzten fünfzig bis
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achtzig Jahren nicht entscheidend geändert hat (9). Überspitzt formu-
liert heißt dies, daß die Umwelt als Aufnahmemedium für Schadstoffe
ein freies Gut war, das beliebig zum Nulltarif genutzt werden konnte.
Nun haben wir in den letzten 45 Jahren eine gigantische Steigerung der
Produktion in den Industrieländern, die von einem entsprechenden An-
stieg des Einsatzes von Energie und Rohstoffen begleitet wurde, zu ver-
zeichnen.

Jahr für Jahr wurden steigende Schadstoffmengen im Zuge des sin-
gulären ökonomischen Wachstumsprozesses der Nachkriegszeit in die
Umweltmedien diffundiert. Dadurch stieg die Vorbelastung mit Schad-
stoffen angesichts der Akkumulationseigenschaften in den Ökosystemen
dauernd an. Irgendwann erreichte und übertraf die Vorbelastung in den
Umweltmedien eine Konzentration, die Tolerarizgrenzen in der Natur
überschritt. Es wurden immer mehr Belastungsgrenzen in den Umwelt-
medien und in den Organismen überschritten, mit der Folge, daß die da-
durch ausgelösten Schäden immer rascher und oft überproportional an-
stiegen. Dieser Konflikt zwischen einer ständig wachsenden Belastungs-
größe (Schadstoffbestände in den Umweltmedien) und begrenzten Auf-
nahmekapazitäten ist in den letzten zwei Jahrzehnten voll ausgebrochen
und hat zu der heutigen Allgegenwart negativer ökologischer Externa-
litäten geführt.

10. Wachsende kollektive Wirkungen privater ökonomischer
Aktivitäten

Die institutionellen Rahmenbedingungen der Marktwirtschaft unter-
stellen als Normalfall die Produktion und den Austausch privater Güter.
Die Privatheit eines Gutes bemißt sich u. a. daran, daß für dieses das
Ausschlußprinzip gilt. Der Eigentümer hat die ausschließliche Verfü-
gungsgewalt über dieses Gut (10). Nicht-Verfügungsberechtigte können
von der (Mit-)Nutzung des Gutes ausgeschlossen werden. Das heißt auf
der anderen Seite jedoch auch, daß von dem Gebrauch keine negativen
externen Effekte auf Dritte ausgehen dürfen (11).

Diese Voraussetzung des rein privaten Charakters der Masse der öko-
nomischen Aktivitäten geht jedoch seit einiger Zeit zunehmend verloren.
Mit wachsender Bedeutung negativer ökologischer Externalitäten ge-
winnt der Produktions-, Austausch- und Konsumprozeß der privaten
Akteure eine immer stärker kollektive Dimension. Dies kommt einem
Anstieg des Öffentlichkeitsgrades privater Güter, ihres Austausches und
ihrer Nutzung gleich. Oder anders ausgedrückt, die Produktions- und
Konsumaktivitäten privater Akteure werden immer mehr zu einem Pro-
zeß mit massiven kollektiven Wirkungen, damit immer mehr zu einem in
der Substanz kollektiven Prozeß. Der reale Prozeß der sozio-ökonomi-
schen Evolution unterhöhlt zunehmend die Grundvoraussetzungen des
ökonomischen Basismodells unabhängiger Akteure, die ausschließlich
über den Markt in Interaktion treten. Privates (oder allgemeiner: einzel-
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wirtschaftliches) Handeln tangiert immer stärker - und zwar mit negati-
ven Folgewirkungen für Mensch und Natur - den ökologischen Interde-
pendenzzusammenhang, in dem alle Akteure, ob gewollt oder nicht, ein-
fach in ihrer Eigenschaft als Teile des übergreifenden ökologischen Sy-
stems stehen.

Tatsächlich verfügt der Eigentümer von Produktionsmitteln im neu
angebrochenen Zeitalter ökonomischer Knappheit ökologischer Lei-
stungspotentiale bei der Transformation von Energie und Materie nicht
nur über seine privaten Ressourcen, sondern gleichzeitig über das Gut
Umwelt. Das Ergebnis der Umwandlung von Rohstoffen und Energie im
Produktionsprozeß sind jetzt uno actu die gewollten Produkte, die am
Markt verkauft werden, sowie Schad- und Abfallstoffe, sogenannte
Kuppel- oder Nebenprodukte oder negative Güter, die an die Umwelt-
medien abgegeben werden.

Wieso muß für die in Anspruch genommenen Umweltleistungen nichts
gezahlt werden? Knappe Güter weisen einen Marktpreis auf, der ein In-
dikator für das ökonomische Opfer ist, das vom Erwerber zu leisten ist.
Ökologische Leistungen wie die Fähigkeit der Umweltmedien, Reststof-
fe aus ökonomischer Produktion aufzunehmen, sind heute ökonomisch
knapp. Dennoch können sie legal oft weiter kostenlos (oder zu billig) ge-
nutzt werden. Die Absorptionskapazität der Umwelt kann kein privates
Gut sein. Andernfalls hätte sich schon lange ein Marktpreis für das im-
mer knapper gewordene Leistungspotential der Umwelt gebildet.

Tatsächlich ist die Umwelt in ihrer Eigenschaft als Aufnahmemedium
von Reststoffen aus dem Wirtschaftsprozeß des Menschen sehr oft und in
den wichtigsten Fällen ein öffentliches Gut. Öffentliche Güter sind wie-
derum dadurch definiert, daß niemand von ihrem Konsum ausgeschlos-
sen werden kann, unabhängig davon, ob der einzelne ein Entgelt für die
in Anspruch genommene Leistung entrichtet hat oder nicht. Das Aus-
schlußkriterium des Privatgutes kann bei Kollektivgütern aus techni-
schen - bzw. in diesem Fall: ökologischen - Gründen nicht angewendet
werden. Gesunde, also schadstoffarme Luft, die durch massive Umwelt-
schutzanstrengungen ständig gesichert wird, ist ein Gut, von dem alle
Menschen profitieren können. Niemand kann von dessen Nutzung aus-
geschlossen werden. Dies ist auch der Grund, weshalb nicht erreichbar
ist, daß nur die Zahler, die finanziell zu den Leistungen der Luftreinhal-
tung beigetragen haben, das qualitativ verbesserte öffentliche Gut
"Reinluft" nutzen dürfen. Auch die Trittbrettfahrer, die einfach nur von
den Luftreinhaltemaßnahmen profitieren, ohne zu bezahlen, kommen in
den Genuß dieses Gutes.

11. Private und kollektive Gutsanteile von Naturgütern und -leistungen

Nicht alle Umweltgüter (-leistungen) sind öffentliche Güter. Tiere und
Nutzpflanzen, deren Verwendung im Rahmen des "sustainable yield" -
des nachhaltig gesicherten Ernte- und Zuchtertrages - bleibt, können
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praktisch wie rein private Güter gehandhabt werden. Viele andere Seg-
mente der Natur sind bisher als rein private Güter behandelt worden, bei
denen sich aber heute herausstellt, daß sie gleichzeitig über eine bedeut-
same Kollektivgutkomponente verfügen. Denken wir etwa an den Wald-
besitzer. Dieser kann im Rahmen der Gesetze über seinen Waldbesitz
verfügen, wie er will. Welchen Teil seiner Wälder er einschlägt und ver-
kauft, ist völlig in sein Belieben gestellt. Tatsächlich ist aber der Wald-
ökologisch gesehen - selbst ein öffentliches Gut bzw. Teil eines umfas-
senderen öffentlichen Umweltgutes, das diverse ökologische Funktionen
wahrnimmt. Erwähnt seien nur seine Funktionen im Rahmen des Kli-
maausgleichs, zur Regulierung des Wasserhaushaltes, zur Absorption
von Kohlendioxid und zur Produktion von Sauerstoff, zum Erosions-
schutz und als Lebensraum für Tiere.

Die Art der Nutzung dieser im Prinzip erneuerbaren Ressourcensyste-
me kann nun zur Zerstörung ökologischer Funktionen führen, die für die
Menschen im Einzugsbereich dieser ökologischen Leistungen lebens-
wichtig sind. Dies bedeutet, daß private Ressourcennutzer in einem in-
stitutionellen Regime einer gewinnorientierten Marktwirtschaft gegen-
wärtig die legale Option und auch noch einen ökonomischen Anreiz ha-
ben, kollektive Umweltgüter auf eine Weise zu entwerten, welche die ge-
samte Gesellschaft schädigt. Ausbeutungsrechte und Erhaltungspflich-
ten sind hier institutionell nicht verkoppelt.

Schließlich gibt es Funktionen von Ökosystemen und Segmente der
Umweltmedien, die ausschließlich als öffentliche Güter begriffen wer-
den können, da sie sich jeglicher privaten Aneignung entziehen. Hierzu
zählen die Umweltfunktionen und Umweltsegmente, die heute am stärk-
sten bedroht sind und deren Gefährung die zukünftigen Lebensgrundla-
gen des Menschen massiv untergräbt. Genannt seien hier die Gefähr-
dung der Stabilität des Weltklimas, die Ausdünnung der Ozonschicht
und die Beeinträchtigung der Intaktheit der Weltmeere.

Die eben angesprochenen ökologischen Funktionen der Umweltmedi-
en, die heute ökonomisch als regulierungsbedürftige öffentliche Güter
zu verstehen sind, hatten traditionell den Status freier Güter. Sämtliche
Ansprüche des Menschen an die verschiedenen Umweltfunktionen
konnten von der Umwelt problemlos zu einem Preis von Null befriedigt
werden. Das zugrundeliegende institutionelle Arrangement kann als -
implizites oder explizites - Regime des freien Zugangs zu Öko-Ressour-
cen bezeichnet werden. Die Umweltmedien, die im komplexen Verbund
mit der Pflanzen- und Tierwelt die lebens erhaltenden Leistungen der
Ökosphäre erbringen, sind allen offen zugänglich. Derjenige, der als er-
ster zugreift, kann das Umweltgut nutzen, ohne über einen Eigentumsti-
tel zu verfügen.

Die Umweltkrise wird verursacht und verstärkt durch die Koexistenz
des historisch überkommenen Regimes des "freien Zugangs" mit dem
mittlerweile knapp gewordenen öffentlichen Gut "Umwelt". Alternati-
ven gegenüber dem unhaltbaren Zustand des (unregulierten) freien Zu-
gangs zu den lebenssichernden Ökosystemleistungen liegen in einem
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Ressourcenregime, das die Nutzungsansprüche der ökonomischen Ak-
teure auf die begrenzten Leistungspotentiale der ökologischen Kollek-
tivgüter verknappt. Dies kann grundsätzlich über ein Regime des indivi-
duellen Eigentums, des Gemeineigentums oder des staatlichen Eigen-
tums erfolgen.

12. Externalisierung ökologischer Kosten auf Dritte:
Das zugrundeliegende institutionelle Arrangement

Die Essenz technologisch bedingter negativer Externalitäten sind Ko-
sten, die durch die ökologische Interdependenz auferlegt werden, die no-
minell unabhängige Akteure verbindet. Kostensteigerungen, ökonomi-
sche Vermögens- oder Einkommensverluste und/oder Wohlfahrtsein-
bußen bei den Betroffenen stehen Kosteneinsparungen beim Verursacher
durch die Abwälzung eines Teils sonst von ihm zu tragender Kosten ge-
genüber.

Dies ist die klassische Deutung der Externalitätenbeziehung in der
Tradition der Pigou'schen Theorie der externen Effekte. Derjenige Ak-
teur, von dem die Belästigung und die dadurch hervorgerufenen Schäden
bei Drittpersonen ausgehen, wird als Verursacher dieser von ihm nicht
getragenen gesellschaftlichen Zusatzkosten der Produktion gesehen.
Der Verursacher wird hier gleichzeitig als verantwortlich für die Ko-
stenabwälzung betrachtet. Optimale Allokation der volkswirtschaftli-
chen Ressourcen herrscht, wenn einzelwirtschaftliche und gesamtgesell-
schaftliche Grenzkosten der Produktion übereinstimmen. Um dies er-
neut sicherzustellen, ist es die Aufgabe des Staates, umweltpolitische In-
strumente einzusetzen, die zu einer Rückwälzung der bisher auf Dritte
abgewälzten ökologischen Zusatzkosten auf die einzelwirtschaftliche
Kostenrechnung des Verursachers führen.

Wie ist die Akteursbeziehung in Situationen der Externalisierung
ökologischer Kosten auf Dritte institutionentheoretisch einzuordnen?
Private Verfügungsrechte implizieren das Recht, bestimmte Kosten ver-
nachlässigen zu können. Ein Produzent der Energiewirtschaft, die An-
fang der achtziger Jahre aufgrund geringer Anforderungen an einzuhal-
tende Grenzwerte große Mengen an Schadstoffen (S02' NOx, CO2,Koh-
lenwasserstoffe, etc.) freigesetzt hat, sei Mitverursacher für das Wald-
sterben und die dadurch ausgelösten Verluste und Zusatzaufwendungen.
Diese Kosten kann der Produzent vernachlässigen, da er sich an die Ge-
setze (und seinen staatlichen Genehmigungsbescheid) hält. Im Umkehr-
schluß kann man auch sagen: Was Kosten sind und wen sie treffen, das
bestimmen wesentlich die institutionellen Arrangements in der Gesell-
schaft. Kurz: Kosten (und ihre Verteilung) sind definiert durch Rechte.

Die gesellschaftlichen (Opportunitäts-)Kosten der Produktion von
Elektrizität bestehen aus den einzelwirtschaftlichen Kosten und den
ökologischen Folgekosten (soziale Zusatzkosten). Die institutionellen
Bedingungen determinieren die Aufteilung der Kosten. Den Inhaber der
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Verfügungsrechte tangieren die sozialen Zusatzkosten, die durch ihn
verursacht werden, nicht. Sie beeinflussen formell nicht seine ökonomi-
schen Entscheidungen. Tatsächlich stellt jedoch die Abwälzungsmög-
lichkeit der ökologischen Kosten für den Energieproduzenten einen
massiven Anreiz dar, den Produktionsfaktor Umwelt ausgiebiger zu nut-
zen, als es bei einem Knappheitspreis für die in Anspruch genommenen
Umweltleistungen der Fall wäre. Er produziert bei geringeren Grenz-
kosten mehr Strom, als wenn er die ökologischen Folgekosten tragen
müßte.

Die Rechtspositionen zwischen Verursachern und Betroffenen lassen
sich auf die Begriffe von Privileg und Rechtlosigkeit bringen (12). Der
Produzent der negativen Externalitäten verfügt über ein angestammtes
Recht, eine Art Gewohnheitsrecht, unter Freisetzung von Schadstoffen
zu produzieren (13). Dies erscheint heute als ein Privileg, als ein Vor-
recht, das er trotz aller bekannten Schadenswirkungen genießt. Die vom
Waldsterben Geschädigten besitzen dagegen keine Rechte, um dies zu
verhindern oder zumindest eine Entschädigung zu verlangen. Es exi-
stiert eine Gesetzeslücke. Die Schädigung des eigenen Vermögens und
die Beeinträchtigung der individuellen Wohlfahrt müssen angesichts der
geltenden Beweislastverteilung und des zu erbringenden Kausalitäts-
nachweises hingenommen werden.

Die zentrale normative Position, die einer solchen Deutung negativer
Externalitäten zugrunde liegt, kann man wie folgt formulieren: Un-
schuldige Opfer sollten ein Recht auf Schutz vor Schädigungen, also im
konkreten Fall ein Recht auf eine intakte, nicht krankmachende Um-
welt, haben. Potentielle Verletz er dieser Rechte sollten die Pflicht haben,
Opfer vor ungewollten Kosten zu schützen bzw. im Schadensfall zu ent-
schädigen.

13. Neuspezifizierung der Verfügungsrechte an den Umweltpotentialen
als Mittel zur Verwirklichung ökologiepolitischer Ziele

Verhaltensänderungen, die zum ökologiepolitischen Ziel der Vermin-
derung des Schadstoffeintrages beitragen, setzen eine Veränderung der
Rechtsbeziehungen voraus. Grundsätzlich kann der institutionelle Wan-
del, der mit dieser Neupositionierung von Rechten und Pflichten der ver-
schiedenen Akteursgruppen verbunden wäre, entweder spontan oder ge-
zielt eingreifend zustandekommen: spontan durch das selbstorganisierte
Handeln ökonomischer Akteure, die sich an ihren Interessen orientieren,
oder gezielt, bewußt eingreifend, durch staatliches Handeln, das ver-
pflichtende Normen setzt.

Beide Lösungsvarianten unterscheiden sich darin, wie es zu der für ei-
ne ökologische Verbesserung notwendigen Neufestsetzung der Verfü-
gungsrechte kommt. Im Falle der spontanen Verhandlungslösung ist die
Anfangsausstattung der Verfügungsrechte staatlicherseits fest vorgege-
ben und auf unabsehbare Zeit nicht mehr veränderbar. Veränderungen
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der Verfügungsrechte können dann nur noch über Verhandlungen auf
vertraglicher Basis durchgesetzt werden. Praktikabel ist diese Variante
nur bei überschaubaren Umweltkonflikten mit wenigen Beteiligten.
Wenn mit staatlichen Maßnahmen nicht gerechnet werden kann, ist für
die Partei, die eine Veränderung des Status quo erreichen will, der Ein-
tritt in Verhandlungen mit dem Erzeuger der Umweltrisiken kurzfristig
die einzige Möglichkeit, eine Verbesserung ihrer Lage zu erreichen. Ein
Beispiel wären etwa Verhandlungen zwischen der österreichischen Re-
gierung und der Regierung der Slowakei, bei denen Österreich die Fi-
nanzierung entsprechender Maßnahmen gegen die Zusage einer Er-
höhung der Sicherheitsstandards oder einer endgültigen Einstellung des
Betriebes eines slowakischen Kernkraftwerkes anbieten würde.

Im Falle gezielten und bewußt eingreifenden staatlichen HandeIns ist
dagegen die überkommene Verteilung der Verfügungsrechte Ursache der
Unzufriedenheit auf seiten der Betroffenen. Hauptziel der zweiten Lö-
sungsvariante ist eine politisch durchgesetzte und garantierte Neuver-
teilung der Verfügungsrechte an den ökologischen Leistungspotentialen,
die gleichzeitig zu mehr Kostengerechtigkeit und zu besserer Umwelt-
qualität führt. Hier geht es um die Ablösung der historisch entstandenen
Beziehung "Privileg vs. Rechtlosigkeit" durch eine neue "Pflichten-
Rechte"-Konstellation. Die Geschädigten wären von der Pflicht befreit,
die Folgen der Ausübung des Umweltnutzungs- und -verschmutzungs-
rechtes hinzunehmen, und dann mit dem Recht auf eine intakte Umwelt
ausgestattet. Die Unternehmen hätten sich dagegen vom Recht auf Um-
weltverschmutzung zu verabschieden und auf die Pflicht einzustellen,
die Rechte anderer auf eine intakte Umwelt zu achten.

Die Realisierung von Schadstoffverminderungszielen ist bei den
Hauptumweltproblemen von heute von einer - zum Teil einschneidenden
- Neuspezifizierung und Umverteilung der Verfügungsrechte an der Um-
welt abhängig. In diese (z. B. Anreicherung der Atmosphäre mit CO2, das
Waldsterben verursachender saurer Regen, die Verschrnutzung der Mee-
re, die Chemisierung der Umwelt, die Kontamination der Böden mit
Schadstoffen) sind regelmäßig sowohl von der Verursacher- als auch von
der Betroffenenseite sehr viele (einheimische und ausländische) Akteure
verwickelt. Bei Problemen dieser Art kann nur von staatlich eingefädel-
ten Maßnahmen eine Abhilfe erwartet werden.

Wir befinden uns heute in der Grauzone des Übergangs vom Gewohn-
heitsrecht auf Umweltnutzung und -verschrnutzung hin zur Evolution
eines neuen Gewohnheitsrechtes auf eine intakte, ökologische Stabilität
sichernde und nicht krank machende Umwelt. In dieser Phase der Über-
gangs spielt das Auseinanderdriften von Legalität und Legitimität des
individuellen HandeIns eine zentrale Rolle. Legitime Ansprüche der Be-
troffenen auf eine bessere Umweltqualität artikulieren sich gegenüber
den illegitimen Inhabern von Umweltverschutzungsrechten.

Im Übergang der Umwelt vom freien zum ökonomisch knappen Gut ist
das private Eigentumsrecht an den ökonomischen Ressourcen zu einem
Privileg hinsichtlich der Nutzung und Übernutzung der Umweltmedien
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geworden. Die Delegitimierung der traditionell umweltbelastenden Ver-
haltensmuster ist in vollem Gange. Zielpunkt ist eine neue regulative Idee
im Sinne der Umweltethik, der Verfassungsrang zukommt (siehe oben).
Ein Recht auf gesunde Luft und reines Trinkwasser gilt als legitim. Da-
nach soll der Verschmutzer die Last der Vermeidung tragen, und zwar un-
abhängig davon, ob dies höhere Kosten verursacht oder nicht.

Die Gleichzeitigkeit von Legalität und Illegitimität ökonomischen
HandeIns markiert eine Übergangssituation, die durch Normenverunsi-
cherung und das Aufkommen konkurrierender Normangebote gekenn-
zeichnet ist. In der Wirtschaft ist wohl immer noch die herrschende Strö-
mung: Was nicht gesetzlich verboten ist, das ist erlaubt. Teilweise wer-
den Umweltvergehen weiter als Kavaliersdelikte beurteilt. Bestimmte
ökologisch schädliche Verhaltensweisen, wie z. B. sehr schnelles Fahren,
was mit überproportional steigenden Abgasen verbunden ist, oder der
Griff zum großen, leistungsstarken Wagen sind in weiten Bereichen der
Gesellschaft immer noch mit einem positiven Image verbunden. Dage-
gen stehen Positionen, die die Modernität und Attraktivität einer ökolo-
gischen Umsteuerung von Wirtschaftsstrukturen und Konsumstilen be-
tonen. Aber noch wird im allgemeinen die Lage der Industriegesell-
schaften ökologisch nicht so dramatisch empfunden, daß beispielsweise
die Verunreinigung unserer Trinkwasserreserven mit zum Teil äußerst
langlebigen toxischen Substanzen als Brunnenvergiftung gebrandmarkt
wird - wie es im Mittelalter der Fall war, als in den Städten das Trink-
wasser knapp war.

Anmerkungen
(1) Erstmals im Bericht der Brundtland-Kommission (1987).
(2) Daly (1991).
(3) Von Rückkopplung wird dann gesprochen, wenn ein System auf seinen eigenen (ver-

gangenen oder gegenWärtigen) Zustand rekurriert.
(4) Exponentielle Pfade beschreibt eine Größe dann, wenn sie im Zeitablauf über eine

Vielzahl von Perioden hinweg eine konstante Wachstumsrate aufweist. Eine kon-
stante Wachstumsrate wirkt in jeder Periode auf eine gestiegene Ausgangsgröße
zurück mit der Folge, daß das absolute Wachstum dieser Größe von Periode zu Peri-
ode zunimmt.

(5) Da es letztendlich auf die Handlungs- und Verfügungsrechte ankommt, die mit dem
(Privat-)Eigentum verknüpft sind, diese aber je nach organisatorischer Regelung
(z. B. in Aktiengesellschaften) von beauftragten Personen und nicht von den Ei-
gentümern selbst wahrgenommen werden können, wird oft der weitere Begriff der
Verfügungs- oder Handlungsrechte gewählt. Diese Begriffe werden im folgenden als
austauschbar betrachtet.

(6) Die Ablehnung der bisher vorgesehenen Kompromißformel "Die natürlichen Le-
bensgrundlagen stehen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung unter dem
Schutz des Staates" durch die Mehrheit der Vertreter der CDU/CSU im Verfas-
sungsausschuß im Februar 1993 wirft ein Schlaglicht auf die gegenwärtigen, jeden
ökologischen Fortschritt blockierenden politischen Kräfteverhältnisse. Denn eine
derartige Formulierung wäre eine stumpfe Waffe in Sachen einer Stärkung des Um-
weltschutzgedankens durch die Verfassung; dies deshalb, weil der Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen auf genau jene verfassungsmäßige Ordnung bezogen und
beschränkt wird, in deren Rahmen die bisher aufgelaufene Umweltverschmutzung
und -zerstörung offensichtlich weitgehend legal entstehen konnte.

561



Wirtschaft und Gesellschaft 19. Jahrgang (1993), Heft 4

(7) Vgl. z. B. Jänicke (1986) und Leipert (1991).
(8) Ich behandle im folgenden ausschließlich technologisch bedingte negative Externa-

litäten. Diese sind zu unterscheiden von den sogenannten pekuniären externen Ef-
fekten, die durch den Marktzusammenhang, in dem die beteiligten Akteure stehen,
zustandekommen. So kann die Veränderung von Marktvariablen, die durch das eige-
ne ökonomische Handeln ausgelöst werden, die ökonomische Position Dritter beein-
trächtigen. Die Neuansiedlung eines Großbetriebs kann beispielsweise den Fachar-
beiterlohn in der betreffenden Region in die Höhe treiben, was selbstverständlich ein
ökonomischer Nachteil für die Betriebe ist, die bisher von niedrigeren Löhnen profi-
tiert haben. Die Entwicklung einer neuen Technologie kann das Angebot einer Kon-
kurrenzfirma entwerten, etc.

(9) Erst seit Anfang der siebziger Jahre werden die Gewohnheitsrechte auf beliebige
Nutzung der Umweltmedien als Abfallbecken in kleinen Schritten eingeschränkt.

(10) Man denke beispielsweise an die Waschmaschine und den Fernsehapparat in der ei-
genen Wohnung.

(11) Es sei denn, es sei der Verursacherseite durch die Betroffenen ausdrücklich (per Ver-
trag, z. B. gegen Zahlung einer Entschädigung) erlaubt.

(12) Bromley (1989).
(13) In die gleiche Kategorie fällt das Recht, die ökologische Verantwortung für die eige-

nen Produkte mit dem Verkauf an die Käufer abgeben zu können.
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